
- 22 -


	
	[image: image1.png]






Amt der Wiener Landesregierung


Dienststelle:
MD-Verfassungsdienst und


EU-Angelegenheiten

Adresse:
1082 Wien, Rathaus

Telefon:
4000-82342  

Telefax:
4000-99-82310

e-mail:
post@mdv.magwien.gv.at
MD-VD - 206/04  
Wien, 19. März 2004  
Entwurf eines Bundesetzes, mit dem ein

Bundesgesetz über die Gleichstellung von

Menschen mit Behinderungen (Behinderten-

gleichstellungsgesetz - BGStG), ein Bundes-

gesetz über die Schlichtungsstelle beim

Bundesministerium für soziale Sicherheit,

Generationen und Konsumentenschutz und

die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungs-

stellengesetz - SchlStG) erlassen und das

Behinderteneinstellungsgesetz geändert

werden  ;

Begutachtung;

Stellungnahme

zu GZ 44.001/56-1/03  
An das

Bundesministerium für soziale

Sicherheit, Generationen und

Konsumentenschutz  
Zu dem mit Schreiben vom 19. Jänner 2004   übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird nach Anhörung des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien wie folgt Stellung genommen:  
Grundsätzlich werden seitens des Landes Wien legistische Maßnahmen, die auf eine Beseitigung von Benachteiligungen von behinderten Menschen abzielen, begrüßt.

Bemängelt wird allerdings, dass in den Entwürfen Aufstellungen hinsichtlich der den Ländern erwachsenden Kosten, die enorm sein dürften, fehlen.

I. Entwurf des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz:

Zu Art. 1 - Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG:

Zu Art. I (Verfassungsbestimmung):

Art. I des Entwurfes enthält eine Verfassungsbestimmung, wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II dieses Bundesgesetzes enthalten sind, sowie deren Vollziehung auch in jenen Belangen Bundessache sind, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht.

Im Ergebnis bewirkt dieser Entwurf damit in einer Reihe von Landeskompetenzen eine - zum Teil erhebliche - Einschränkung der Gestaltungsmöglichkeiten des Landesgesetzgebers und zwar vor allem was Maßnahmen zur Gewährleistung der „Barrierefreiheit“ für Behinderte betrifft. Dies betrifft vor allem das Bau- und Wohnbauförderungsrecht sowie das Veranstaltungsrecht.

Die Absicherung durch eine Kompetenzdeckungsklausel wirft aus rechtlicher Sicht zum einen das Problem auf, dass für die Länder nach Erlassung dieses Gesetzes große Unklarheiten auftreten werden, inwieweit sie in Zukunft ermächtigt sind, zum Thema „Barrierefreiheit“ Vorschriften zu erlassen. Bezüglich bestehender Regelungen zur „Barrierefreiheit“ (z. B. in der Bauordnung für Wien) würde für den Landesgesetzgeber massiver Druck entstehen, diese entsprechend zu ändern, um allfälligen Schaden-


ersatzansprüchen zu entgehen. Die Lösung des Kompetenzproblems im Wege einer Kompetenzdeckungsklausel wird daher abgelehnt. Schon im Hinblick auf die Bemühungen des Österreich-Konvents um eine einfache und klare Auflistung der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern wäre ein anderer Weg zu wählen. Vor allem wären die Länder und auch die Gemeinden unmittelbar in die Vorarbeiten zur Vereinheitlichung des Behindertenrechtes einzubinden gewesen. 

Zu Art. II:

Zu § 3 (Personenkreis):

Der Wortlaut dieser Bestimmung ist zwar präziser als nach dem Entwurf des Forums Gleichstellung, es stellt sich jedoch die Frage, ob nicht eine Person mit einer länger als sechs Monate dauernden, heilbaren, Erkrankung entgegen der Intention des Gesetzes ebenfalls vom Kreis der Parteien umfasst wäre. Als Alternative böte sich an Stelle der Bezugnahme auf sechs Monate etwa die Wendung „dauerhaft“ wie in der Variante des Forums an.

Nach den Erläuternden Bemerkungen soll das Gesetz auch eine Diskriminierung auf Grund einer vermuteten Behinderung erfassen. Dies geht jedoch aus dem Gesetzestext nicht hervor.

Zur Variante (Entwurf Forum Gleichstellung):

Hinsichtlich des vom Behindertengleichstellungsgesetz erfassten Personenkreises sollte die Definition des Entwurfes des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz beibehalten werden, da die Definition des Forums Gleichstellung weit über den eigentlichen Schutzzweck hinausgeht. Insbesondere das Abstellen auf die Zuordnung  zu einer Behinderung oder eine zukünftig wahrscheinlich eintretende Behinderung, erscheint keinesfalls als sachlich gerechtfertigt.

Zu Abs. 4 und 5 der Variante ist darauf hinzuweisen, dass eine volle Anwendung des Gesetzes auf Personen, welche mit einer behinderten Person durch familiäre Bande verbunden sind oder die eine Diskriminierung auf Grund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen, nicht möglich ist. Richtigerweise müssten diese Bestimmungen dahingehend lauten, dass eine Benachteiligung dieser Personen eine Diskriminierung darstellt.

Zu § 4 (Barrierefreiheit):

Um dem Maßstab der „Barrierefreiheit“ Genüge zu leisten, müssten im Bereich baulicher Anlagen, Verkehrsflächen, Verkehrsmittel und dergleichen - ungeachtet sonstiger gesetzlicher Bestimmungen z. B. Bauordnungen, Denkmalschutzgesetz - ohne Übergangsfrist umfangreiche und massive Maßnahmen der Umgestaltung vorgenommen werden, die in diesem Umfang weder durchführbar noch finanzierbar sind. Die Kosten, die dem Land Wien durch die Umsetzung dieser Bestimmung erwachsen würden, wären unabsehbar. Entsprechend den bereits bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, z. B. § 106a der Wiener Bauordnung, wird ohnehin bei Umgestaltungen und Sanierungen im Rahmen der gesetzlichen Rahmenbedingungen (z.B. Denkmalschutz) die Barrierefreiheit berücksichtigt. 

In Wien wurde erst kürzlich der Entwurf einer Bauordnungsnovelle, mit der insbesondere die Bestimmungen über das barrierefreie Planen und Bauen geändert bzw. ergänzt werden, fertig gestellt und der Europäischen Kommission gemäß der EU-Informa-tionsrichtlinie notifiziert. Eine Vereinheitlichung der Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Bauten könnte allenfalls im Wege einer Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG erfolgen; in diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die derzeit in Ausarbeitung befindliche Vereinbarung der Länder über die Harmonisierung bautechnischer Vorschriften bereits grundsätzliche Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken enthält.

Weiters wird hiezu bemerkt, dass EDV- bzw. IKT-Technologie Chancen bietet, Barrieren für Menschen mit Behinderungen abzubauen. Mobilitätsbeeinträchtigungen können durch ortsungebundene Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten ausgeglichen werden. Digitale Inhalte lassen sich durch spezielle Benutzerschnittstellen in einer für Blinde wahrnehmbaren Form ausgeben. Ohne Zweifel spielt daher der Einsatz von EDV-Technologien eine große Rolle, um Benachteiligungen infolge von Behinderungen auszugleichen.

Diese Technologien sind in Bezug auf ihre Kosten unterschiedlich effizient. In einigen Fällen kann mit wenig aufwändigen Maßnahmen sehr viel erreicht werden, andere Maßnahmen wiederum verursachen überproportional hohe Kosten. Zudem erhebt sich die Frage, welche Kosten den Anbieter eines digitalen Informationsangebotes treffen und wer die speziell ausgerüstete EDV-Schnittstelle eines Menschen mit Behinderung finanziert. Niemand würde bei der Forderung eines behindertengerechten Zugangs zu öffentlichen Gebäuden erwarten, dass der Inhaber des Gebäudes auch dazu verpflichtet wird, Rollstühle bereit zu stellen. Ähnlich verhält es sich mit speziellen, zum Beispiel für Blinde entwickelte EDV-Technologien. Dabei entfällt ein Großteil der Kosten auf die persönliche, auf den Bedarf von Menschen mit Behinderungen angepasste EDV-Ausstattung.

Zu § 6 (Gebärdensprache):

Wenn die im § 6 angeführte Verfassungsbestimmung, wonach die österreichische Gebärdensprache als eigenständige Sprache anerkannt wird, darauf abzielt, diese Sprache als „Staatssprache“ (Amtssprache) gemäß Art. 8 B-VG entsprechend den anderen „Sprachminderheiten“ zustehenden Rechten zu statuieren, so wäre die Umsetzung dieser Norm ebenfalls mit erheblichen, derzeit nicht abschätzbaren, Mehrkosten verbunden.

Zu § 9 (Diskriminierung):

Zu Abs. 1:

Hiezu wird angemerkt, dass bei der Definition der unmittelbaren Diskriminierung in keiner Weise auf die sachliche Rechtfertigung einer „weniger günstigen Behandlung“ abgestellt wird, was angesichts der unscharfen Grenzziehung zwischen unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung in der Praxis zu einer Reihe von Problemen führen könnte.

Zu Abs. 4 und 5:

Aus Abs. 4 folgt, dass die in Abs. 3 aufgezählten Diskriminierungen unter anderem auch bei bestehenden öffentlichen Gebäuden, Anlagen, Sport- und Freizeitanlagen, etc. zu beheben sind, sofern die Beseitigung zu keinen unverhältnismäßigen Belastungen führt. Gemäß Abs. 5 ist jedoch jedenfalls immer eine maßgebliche Verbesserung vorzunehmen.

Darüber hinaus wird bemerkt, dass bei der Prüfung der Unverhältnismäßigkeit von Belastungen nach Abs. 4 unter anderem die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Antragsgegners heranzuziehen ist. Da davon auszugehen ist, dass im öffentlichen Bereich die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit selten verneint werden wird, ist neben einem erheblichen Verwaltungsaufwand vor allem mit kaum absehbaren Kosten für die Gebietskörperschaften zu rechnen.

Zu § 12 (Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes):
Der Gesetzentwurf sieht im § 12 des Behindertengleichstellungsgesetzes Rechtsfolgen im Falle einer Diskriminierung durch bauliche Barrieren vor. Solche baulichen Barrieren bestehen auf Grund des baurechtlichen Konsenses beispielsweise noch bei ca. 250 


öffentlichen Pflichtschulen der Stadt Wien. Der Entwurf würde die Stadt Wien als Erhalterin dieser Schulen vor nicht absehbare mögliche Schadenersatzforderungen stellen, die nur durch bauliche Investitionen mit einem grob geschätzten Aufwand in Höhe von 45 Mio. EUR verhindert werden könnten.

Auch wenn § 9 Abs. 4 des Entwurfes eines Behindertengleichstellungsgesetzes die Diskriminierung bei unverhältnismäßigen Belastungen relativiert, ist nicht absehbar, wie diese Bestimmung von der einzurichtenden Schlichtungsstelle sowie den angerufenen Zivilgerichten vollzogen werden wird. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass es sachlich absolut nicht gerechtfertigt und deshalb gleichheitswidrig erscheint, die persönliche Diskriminierung eines Behinderten von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit eines Antragsgegners abhängig zu machen. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf würde insbesondere auch für schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf sowie für deren Eltern bzw. Erziehungsberechtigten eine über § 8a Abs. 3 Schulpflichtgesetz 1985 hinausgehende Möglichkeit geschaffen werden, den Besuch einer bestimmten Schule einzufordern und gegebenenfalls einen sich daraus ergebenden Schadenersatz geltend zu machen.

Die finanziellen Folgen für die Stadt Wien als Schulerhalterin wären auf jeden Fall unabsehbar.

Zu Abs. 3:

In Abs. 3 findet sich eine mit dem „Wesen des Schadenersatzes“ (Ausgleich eines schuldhaft rechtswidrig entstandenen Nachteils) unvereinbare Regelung, zumal bei der Bemessung der Höhe des Schadenersatzes auf die Häufigkeit bereits festgestellter Diskriminierungen durch den Antragsgegner bzw. Beklagten Bedacht zu nehmen ist und dem Schadenersatz somit Strafcharakter zukommt.

Dabei wird übersehen, dass es sich bei Schadenersatzzahlungen nicht um Strafen handelt. Die vorgeschlagene Regelung würde zu der absurden Situation führen, dass eine diskriminierte Person im Fall wiederholter Diskriminierungen des Antragsgegners bzw. Beklagten für die gleiche Diskriminierung mehr Schadenersatz erhielte, als die vor ihr Diskriminierten. Dies stellt eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung der früher diskriminierten Personen dar.

Zu Art. 2 - Schlichtungsstellengesetz:

Zu § 3 (Organisation):

Zu Abs. 1:

Die Regelung, wonach die Schlichtungsstelle aus der „erforderlichen“ Anzahl von Senaten besteht, ist zu undeterminiert und widerspricht daher Art. 18 Abs. 1 B-VG.

Zu § 5 (Bestellung der Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Senate):

Zu Abs. 1:

Im Hinblick auf die Unabhängigkeit des Vorsitzenden und der Mitglieder der Senate ist es äußerst bedenklich und unüblich, dass der Vorsitzende und dessen Stellvertreter nicht durch geheime Wahl aus der Mitte der Senatsmitglieder bestellt werden, sondern ein vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz bestellter Bediensteter des Bundes ist.

Die Möglichkeit einer Einflussnahme des Bundesministers für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz auf die Arbeit und die Entscheidungen der Senate kann damit nicht ausgeschlossen werden.

Zu § 15 (Behindertenanwälte):

Zu Abs. 3:

Diese Bestimmung, wonach den für Gebietskörperschaften bestellten Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) der Senate bzw. den Behindertenanwälten, die im aktiven öffentlichen Dienst stehen, unter Fortzahlung ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Zeit zusteht, kann ebenfalls zu beträchtlichen Kosten für die Länder führen.

Zu § 16 (Mitwirkungspflicht):

Zu Abs. 1:

Die Verpflichtung der einer Diskriminierung beschuldigten Personen sowie deren Vertreter und Mitarbeiter zur Auskunftserteilung an die Schlichtungsstelle sowie an die Behindertenanwaltschaft kommt im Ergebnis einem Zwang zur Selbstbeschuldigung gleich. Die Bestimmung ist an sich systemwidrig, da im Verfahren vor der Schlichtungsstelle mit den Verfahrensregeln des AVG das Auslangen gefunden werden kann. Die Mitwirkung der Betroffenen kann von der Behörde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens bzw. der Beweiswürdigung ohnehin berücksichtigt werden. Eine gesetzliche Verpflichtung hingegen begegnet grundrechtlichen Bedenken.

Zu Art. 3 - Behinderteneinstellungsgesetz:

Zu Z 1 (Art. I - Verfassungsbestimmung):

Es darf auf die Ausführungen zu Art. I des Behindertengleichstellungsgesetzes verwiesen werden.

Zu Z 3 und 4 (§§ 7, 7a bis 7j):

Die neuen Bestimmungen wären auch auf Dienstverhältnisse zur Gemeinde Wien anzuwenden wären. Hiezu darf bemerkt werden, dass das Amt der Wiener Landesregierung in Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 bereits den Entwurf einer Antidiskriminierungsnovelle ausgearbeitet hat, die auch Bestimmungen zum Schutz vor Diskriminierung von Behinderten im Zusammenhang mit einem Dienstverhältnis zur Stadt Wien enthalten.

Der vorliegende Entwurf wird insbesondere wegen des gegenüber dem § 3 BEinstG viel weiter gefassten Behindertenbegriffes des § 7 Abs. 2 BEinstG und die Anwendbarkeit des § 7 Abs. 1 BEinstG sowie der §§ 7a bis 7j BEinstG auch auf jene Personen, die auf Grund der Behinderung eines Angehörigen diskriminiert werden, als problematisch erachtet.

Nach den Erläuternden Bemerkungen soll der vorliegende Entwurf auch eine Diskriminierung auf Grund einer vermuteten Behinderung erfassen. Dies geht jedoch aus dem Gesetzestext nicht hervor.

Insbesondere bestehen im Einzelnen folgende Bedenken:

Zu § 7 Abs. 2:

Bislang galt als begünstigter Behinderter, wer einen Behinderungsgrad von mindestens 50 Prozent aufwies. Das wurde vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen bescheidmäßig festgestellt. Dazu enthält § 3 BEinstG eine Definition des Begriffes der Behinderung. Nunmehr soll auch § 7 Abs. 2 BEinstG eine Definition des gleichen Be-griffes enthalten, die aber von jener des § 3 leg. cit. nicht unerheblich abweicht. Sie fasst die Bedeutung der Behinderung wesentlich weiter und lässt auf Grund ihrer Textierung gravierende Auslegungsschwierigkeiten erwarten. 

Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu § 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes verwiesen.

Zu § 7d Abs. 5 Z 1:

Nach dieser Bestimmung haben Bundesbedienstete Anspruch auf höheren Schadenersatz als andere Dienstnehmer bzw. Arbeitnehmer, was sachlich nicht gerechtfertigt erscheint.

Zu § 7d Abs. 7:

Diese Bestimmung erscheint insofern bedenktlich, als der Behindertenbegriff des § 7 Abs. 2 BEinstG nicht auf den Begriff der/des „begünstigten Behinderten“ abstellt, sondern  wesentlich weiter gefasst ist. Daher haben alle Personen, deren Behinderung unter § 7 Abs. 2 BEinstG zu subsumieren ist, die Möglichkeit, die Feststellung des aufrechten Bestandes des Dienstverhältnisses zu beantragen. Eine derartige Schutzbestimmung geht weit über den Kündigungsschutz des § 8 BEinstG hinaus und könnte auch unter Berücksichtigung der Verfahrensdauer im Einzelfall zu zusätzlichen Kostenbelastungen für die Stadt Wien führen. Eine Quantifizierung dieser Kosten lässt sich aber nicht vornehmen, da weder prognostiziert werden kann, wie viele Personen vom neu geschaffenen Rechtsschutzsystem Gebrauch machen werden, noch sich abschätzen lässt, wie die Schlichtungsstelle bzw. die Gerichte die neuen Bestimmungen, insbesondere jene, mit welchen der betroffene Personenkreis definiert wird, auslegen werden.

Ähnliches gilt in Bezug auf die Kostenfrage auch für die vorgesehenen Rechtsfolgen einer Diskriminierung. Hier sieht der Gesetzentwurf in der Regel einen Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung vor. Eine Verwirklichung des Gesetzesvorhabens in der vorliegenden Form hät-


te mit hoher Wahrscheinlichkeit Mehrkosten für die Stadt Wien als Dienstgeberin zur Folge, deren Höhe sich aber auf Grund der oben dargelegten Umstände nicht abschätzen lässt.

Zu § 7d Abs. 13:

Es wird auf die Ausführungen zu § 12 Abs. 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes verwiesen.

Zusammenfassend ist zu bemerken, dass der Vorentwurf in der vorgesehenen Form auf Grund der daraus zu erwartenden massiven finanziellen Mehrbelastungen der Stadt Wien abzulehnen ist. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine der Vereinbarung über den Konsultationsmechanismus entsprechende Darstellung der finanziellen Auswirkungen der rechtsetzenden Maßnahme in den endgültigen Entwurf aufgenommen werden sollte.

II. Entwurf des „Forum Gleichstellung“:
Zu Art. I (Verfassungsbestimmung):

Diese Bestimmung stellt einen weitreichenden Eingriff in die verfassungsrechtliche Zuständigkeit der Länder, insbesondere in die einzelnen Bauordnungen, dar. So fällt die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken als Angelegenheit des Baurechtes - sofern nicht die Zuständigkeit des Bundes betreffend Eisenbahnen, Luftfahrt und dergleichen gegeben ist - gemäß Art. 15 B-VG in die Kompetenz der Länder, die tatsächlich diesbezügliche Regelungen in den Bauordnungen getroffen haben. 

Die in diesem Entwurf vorgesehene Verlagerung der Regelungsbefugnis bislang baurechtlicher Normen zum Bund (Legaldefinition der Barrierefreiheit in Verbindung mit der Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung von Bauten, sonstigen Anlagen etc.) würde bewirken, dass die schon derzeit in einzelnen Landesgesetzen vorgesehenen Bestimmungen über die barrierefreie Gestaltung von Gebäuden, baulichen Anlagen usw. verfassungswidrig werden und von den Landesgesetzgebern aufzuheben wären. Bereits getroffene Maßnahmen zur Beseitigung von Barrieren für behinderte Menschen würden zunichte gemacht.

Der Verweis auf Art. 102 Abs. 2 B-VG ist im Übrigen insofern nicht korrekt, als dort die Behindertengleichstellung (die ja kein eigener Kompetenztatbestand ist) nicht ausdrücklich genannt ist.

Zu Art. II:

Zu § 2:

Auch behinderte Frauen sind vom Schutz des Gleichbehandlungsgesetzes umfasst. Eine explizite Regelung ist deshalb nicht erforderlich und würde allenfalls zu einer Doppelgleisigkeit der Verwaltung führen.

Zu § 4:

Grundsätzlich ist zu bemerken, dass die Variante des Bundesministeriums im Vergleich zu jener des „Forum Gleichstellung“ klarer erscheint.

Zu Abs. 2 lit. a und b:

Die Definition der Behinderung ist einerseits zu ungenau und andererseits zu weit gehalten, da auch Beeinträchtigungen gemeint sein könnten, die durch das Handeln der betroffenen Personen selbst hervorgerufen werden, wie z. B. Alkoholisierung, Drogenmissbrauch.

Zu Abs. 3:

Nach Abs. 3 gilt auch ein Mensch als behindert, der in Zukunft mit Wahrscheinlichkeit von einer Behinderung betroffen sein wird. Diese Bestimmung veranlasst die Behörde, eine Aussage für die Zukunft zu treffen, wobei zudem nicht klar festgelegt wird, wie hoch die Wahrscheinlichkeit sein muss, damit das prognostizierte Ereignis auch eintritt.

Zu Abs. 4 und 5:

Die darin angeführten Personengruppen zählen an sich nicht zum Kreis der Behinderten. Eine Abgrenzung des Personenkreises, der mit den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzentwurfes besonders geschützt bzw. gefördert werden soll, wird daher weiter erschwert.

Zu § 6:

Die Definition der Belästigung ist insofern unpräzise, als sie ein Verhalten gegenüber einem behinderten Menschen umfasst, das sich „auf dessen persönliche Merkmale bezieht“. Da beispielsweise auch die Augen- oder Haarfarbe bzw. Weltanschauung ein persönliches Merkmal darstellen, wird vorgeschlagen, unter Belästigung im Sinn dieses Gesetzes ein „Verhalten mit Bezug auf die Behinderung“ zu verstehen. Regelungsinhalt des Gesetzes ist es nämlich, den behinderten Menschen vor Diskriminierung im Bezug auf seine Behinderung zu schützen.

Zu § 9:

Vorab wird bemerkt, dass ein Großteil des Inhaltes des § 9 ohnehin bereits im § 106a der Wiener Bauordnung geregelt ist.

Aus der Definition der Barrierefreiheit sowie aus den Erläuterungen zum „gestalteten Lebensraum“ in § 9 ergeben sich erhebliche Auswirkungen auf das Land Wien. 

Demnach sind alle Dienststellen, in deren Zuständigkeit insbesondere bauliche Anlagen, Verkehrsinfrastruktur, öffentliche Verkehrsmittel, öffentlich zugängliche Terminals und Automaten, technische Geräte des täglichen Gebrauchs, Informations- und Kommunikationseinrichtungen sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen fallen, von den Forderungen des vorliegenden Gesetzesentwurfs betroffen. Auch hier sind die Kosten, die dem Land Wien durch die Umsetzung dieser Bestimmung erwachsen, unabsehbar.

Der Vorentwurf geht im Übrigen in seinen zentralen Punkten von der Annahme aus, dass die Auswirkungen jeder Form der Behinderung - egal wie stark ausgeprägt - durch technische Lösungen beseitigbar seien. Einer völligen Gleichstellung stehen 
aber neben den unbestreitbar vorhandenen wirtschaftlichen Hindernissen oftmals auch schlicht physische und physikalische Hindernisse entgegen. An dieser Stelle wird auf die Vornahme ständiger Verbesserungen für behinderte Menschen durch die WIENER LINIEN in vollem Einklang mit Behindertenorganisationen hingewiesen (barrierefreie Seiten im Internet - Auftritt der WIENER LINIEN, Erstellung eines Audioführers für die U-Bahnstationen der WIENER LINIEN, verstärkte Beschaffung barrierefreier Fahrbetriebsmittel).

Zu Abs. 3:

§ 9 Abs. 3 regelt als Stand der Technik die derzeit gültigen Normen - ÖN B 1600 und ÖN B 1601 (Stand Herbst/Winter 2003). Hiezu ist zu bemerken, dass nahezu alle WIENER WOHNEN - Bauten und Außenanlagen noch nicht diesem Letztstand entsprechen.

Zu § 10:

Der Gesetzentwurf lässt eine klare Bestimmung der Begriffe „Bauwerk“ und „Gebäude“ sowie der lediglich in der Überschrift verwendeten Begriffe „Bauten“ und „Anlagen“ vermissen. Die Norm sieht auch keine Sanktionen für den Fall der Nichteinhaltung vor.

Zu Abs. 1:

Es ist nicht nachvollziehbar, welche Art der Beschäftigung (gewerbliche oder jede Art von Tätigkeiten) gemeint ist.

Zu Abs. 2:

Dazu ist festzustellen, dass eine vollständige barrierefreie Umgestaltung sämtlicher bestehender Bauten meist auf Grund der örtlichen Gegebenheiten unmöglich bzw. technisch unmöglich sein wird. Zudem ist die gebotene Frist von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, innerhalb der (alle) Bauwerke entsprechend umzugestalten sind, viel zu kurz bemessen.

Zu Abs. 5:

Es ist unklar, was unter einem „geringen Aufwand“ für eine Verbesserungsmaßnahme zu verstehen ist. 

Zu § 11:

Wegen der Kompetenzdeckungsklausel des Art I bedeutet die Bestimmung eine Einschränkung der seit dem Jahr 1989 den Ländern übertragenen Kompetenz „Förderung des Wohnbaus und der Wohnhaussanierung“ von Seiten des Bundes.
Die Bedachtnahme auf alte Menschen in einem Gesetz zur Gleichstellung von Behinderten erscheint systemwidrig und wirft überdies begriffliche Probleme auf. 
Zu § 12:

Zu Abs. 1:

Die Definition „mit öffentlichen Mitteln geförderte Bauvorhaben“ ist unscharf, da von dieser Formulierung auch Anlagen umfasst sind, die mittels öffentlicher Mittel errichtet wurden, der Öffentlichkeit jedoch nicht zugänglich sind und in denen die Beschäftigung von behinderten Mitarbeitern nicht zu erwarten ist (z. B. Kanalisation).

Zu Abs. 2:

Die vorgesehene Sanktion der Untersagung der Bautätigkeit richtet sich offensichtlich an den Eigentümer. Hier wurde nicht bedacht, dass dieser Eigentümer womöglich eine noch aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Entwurfes stammende rechtskräftige Baugenehmigung hat, weshalb eine nachträgliche Untersagung nicht zulässig wäre.

Zu Abs. 3:

Nach dieser Bestimmung wären alle (offenbar geförderten) Bauten binnen fünf Jahren barrierefrei im Sinne des § 9 (Letztstand) umzubauen. Damit wären neben den allgemein zugänglichen Teilen der Häuser (Eingänge, Stiegenhäuser, Aufzüge etc.) auch alle Mietobjekte (insbesondere Wohnungen) mit aufrechtem Mietverhältnis betroffen (Durchgangsbreiten, Wenderadius, Übertrittshöhe von Balkon/Terrassen).
Zu § 13:

Nach dieser Vorschrift sind auch alle Außenanlagen (Wege, Spielplätze) barrierefrei umzugestalten. Da die Wiener Wohnhausanlagen verschiedenste Baujahre haben, z. B. 


wurden sehr viele Wohnhausanlagen in der Zwischenkriegszeit oder in den Jahren 1945 bis 1980 errichtet, entsprechen viele Außenanlagen nicht dem Letztstand (ÖN B 1600, ÖN B 1601 aus 2003).

Die Umgestaltung aller bestehenden Anlagen binnen fünf Jahren ist weder realisierbar noch finanzierbar, um so mehr, als bereits eine Kürzung oder Streichung der Wohnbauförderung diskutiert wird.

An dieser Stelle wird auch auf die Auflagen des Denkmalschutzes verwiesen. Die Umsetzung dieser Bestimmung erscheint bei vielen Objekten im Hinblick auf den Denkmalschutz undurchführbar.

Zu § 17:

Zu Abs. 2 lit. a:

Der Begriff Frühförderung wäre im Hinblick auf Art. 18 Abs. 1 B-VG näher zu umschreiben.

Zu Abs. 2 lit. e:

Es ist unklar, wer die Mittel zur Finanzierung der Lehr- und Hilfsmittel zur Verfügung stellen soll.

Zu Abs. 2 lit. i:

Es wäre abzuklären, von wem die erforderliche Beratung und Begleitung durchzuführen ist.

Zu Abs. 2 lit. j:

Es wird darauf hingewiesen, das der Terminus „Gehörlosensprache“ durch den Terminus „Gebärdensprache“ zu ersetzen ist. Diese ist jedoch als Amtssprache nicht anerkannt. Bezüglich der §§ 15 bis 17 BBGG lässt der Entwurf auch Einklag- bzw. Durchsetzungsmöglichkeiten vermissen.

Zu §§ 18 und 19:

Darin wird festgestellt, dass niemand auf Grund einer Behinderung in Bezug auf den Zugang zu allen Formen der Berufsausbildung diskriminiert werden darf. Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass nach den für die medizinischen Gesundheitsberufe geltenden gesetzlichen Bestimmungen die körperliche und geistige Eignung Voraussetzung für die Berufsausübung ist.

Der erforderliche Nachweis der körperlichen und geistigen Eignung für einen Gesundheitsberuf bedeutet keine Diskriminierung, weil ein Bewerber wegen seiner Behinderung nicht von vornherein ausgeschlossen wird, sondern auf Grund der zu verrichtenden Tätigkeiten im Einzelfall beurteilt wird, ob jemand für den Beruf geeignet ist.

Zu § 20:

Zu Abs. 1:

Die in Abs. 1 vorgesehene besondere Berücksichtigung der Belange behinderter Frauen ist nicht nachvollziehbar, da Frauen durch die einzelnen Gleichbehandlungsgesetze geschützt sind.

Zu Abs. 2:

Gemäß Abs. 2 haben behinderte Menschen einen Anspruch auf Arbeitsassistenz sowie persönliche Assistenz am Arbeitsplatz. Diese Vorgaben gehen über den in Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG genannten Begriff der „angemessenen Vorkehrungen“ hinaus und würden auch den dort vorgesehenen Einschränkungen bei unverhältnismäßiger Belastung des Arbeitgebers nicht unterliegen. Die damit im Zusammenhang stehenden Kosten sind derzeit nicht abzuschätzen.

Zu § 21:

Zu Abs. 3:

Dass mit Hilfe der Informations- und Kommunikationstechnologie ein barrierefreier Zugang ermöglicht werden soll, wird grundsätzlich begrüßt; die einzelnen Regelungen erscheinen in ihrer konkreten Ausführung jedoch zu streng.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass bereits die WAI (Web Accessibility Initiative)-Konformität im § 1 Abs. 3 des E-Government-Gesetzestextes aufgenommen wurde. Gemäß dem eben zitierten § 1 Abs. 3 ist bei der Umsetzung der Ziele dieses Bundesgesetzes Vorsorge dafür zu treffen, dass behördliche Internetauftritte, die Informationen anbieten oder Verfahren elektronisch unterstützen, spätestens bis 1. Jänner 2008 so gestaltet sind, dass internationale Standards über die Web-Zu-gänglichkeit auch hinsichtlich des barrierefreien Zugangs für behinderte Menschen eingehalten werden.

An dieser Stelle sei auch angemerkt, dass bei einer Umstellung bereits existierender Anwendungen mit erheblichen Mehrkosten zu rechnen ist.

Zur barrierenfreien Seitengestaltung wird noch bemerkt, dass sich die Stadt Wien hinsichtlich ihrer Website wien.at (www.wien.at) verpflichtet hat, die von der EU vorge-


gebenen WAI-Richtlinien zur barrierefreien Seitengestaltung als Standard für seine Seiten zu betrachten und wien.at in diesem Sinne alle Anforderungen laut Priorität 1 zu erfüllen hat. Ergänzend dazu wurden einige Priorität 2 und 3 Forderungen aufgenommen.

Zu Abs. 4:

Hiezu ist zu bemerken, dass die Informationsanbieter, auch wenn es sich um öffentliche Stellen handelt, nicht für die Ausstattung oder gar Finanzierung der Benutzerschnittstelle von Menschen mit Behinderungen verantwortlich sein können, sondern lediglich dafür, dass die Informationen in einer Form angeboten werden, dass sie von dieser Schnittstelle verarbeitet werden können.

Zu § 24:

Zu Abs. 4:

Der Begriff einer „signifikanten Anzahl von Menschen“ ist zu unbestimmt.

Zu § 27:

Die Gestaltung von Schriftstücken in einer der Behinderung adäquaten Form würde zu erheblichen, voraussichtlich unverhältnismäßig hohen Kosten führen. Eine EDV-technische Lösung müsste einerseits bei einer Vielzahl von Dienststellen bzw. EDV-Anwendungen ansetzen und andererseits einen eigenen, vom Standard getrennten Produktionsablauf für Ausdruck und Versand dieser Schriftstücke vorsehen.

Zur Änderung des Rechtspflegergesetzes, des Richterdienstgesetzes, des Sachverständigen- und Dolmetschgesetzes und des Staatsanwaltschaftsgesetzes:

Gemeinsam ist allen beabsichtigten Änderungen unter anderem, dass für den Zugang zu den jeweiligen Funktionen teilweise die Voraussetzung der körperlichen Eignung entfallen soll.

Dazu ist beispielhaft auf die Bemerkungen des Gesamtberichtes der Arbeitsgruppe zur Durchforstung der österreichischen Bundesrechtsordnung hinsichtlich behindertenbenachteiligender Bestimmungen zu § 2 Abs. 1 RDG hinzuweisen. Darin wird ausgeführt, dass sowohl die dem Richter vorgeschriebene Verfahrensführung, als auch die ihm übertragene Entscheidung die Voraussetzung der körperlichen Eignung bedingen. Es sei erforderlich, dass der Richter zur Aufklärung des strittigen Sachverhaltes über die Fähigkeit zu unmittelbarer eigener Wahrnehmung verfüge. Die vorgeschlagene Regelung erscheint aus diesem Grund zu unbestimmt und in der Praxis nicht handhabbar.

Abschließend wird bemerkt, dass ein Vergleich des Entwurfstextes mit der Richtlinie 200/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf zum Schluss führt, dass die Richtlinie nicht bloß umgesetzt wird, sondern Regelungen enthalten sind, die zum Teil weit darüber hinausgehen. Insbesondere die in den Entwürfen gewählte Konzeption der „Barrierefreiheit“ folgt keinen zwingenden Vorgaben der Richtlinie. Nach dieser sind insbesondere ein angemessener Rechtschutz für Opfer von Diskriminierungen, die Verhängung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen, die auch Schadenersatzleistungen umfassen können, sowie in verfahrensrechtlicher Hinsicht die Statuierung der Beweislastverlagerung und Einräumung der Möglichkeit einer Verbandsklage vorzusehen.

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme an das Präsidium des Nationalrates übermittelt. Eine weitere Ausfertigung ergeht an die e-mail Adresse „begutachtungsverfahren@parlament.gv.at“.


Für den Landesamtsdirektor:


Mag. Michael Raffler  
Dr. Gerhard Schattauer  
Obermagistratsrat  









